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Antrag 

der Abgeordneten Petra Bläss, Dr. Ruth Fuchs, Heidemarie Lüth und der Gruppe 
der PDS 


Auftrag zur Erweiterung des Vierten Berichts der Bundesregierung zur Lage der 
Behinderten und zur Entwicklung der Rehabilitation 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

in dem noch in der 13. Wahlperiode vorzulegenden Vierten Bericht 
der Bundesregierung zur Lage der Behinderten und zur Entwick- 
lung der Rehabilitation hat die Bundesregierung zwei zusätzliche 
Schwerpunkte aufzunehmen, worin zum einen die in der Gesetz- 
gebung sowie in der Rechtsprechung bestehenden diskriminie- 
renden Bestimmungen, Formulierungen und Sachstände konkret 
aufgelistet und zum anderen Vorschläge zur Beseitigung unter- 
breitet werden. 

Des weiteren ist im Vierten Bericht zwischen Mängeln, Un- 
zulänglichkeiten bei der Umsetzung behindertenpolitischer Maß- 
nahmen sowie auftretenden neuen Fragen und Problemen einer- 
seits und diskriminierenden, oft historisch gewachsenen Fakten 
und Tatsachen andererseits zu unterscheiden. Dabei ist deutlich 
zu machen, welche Vorstellungen die Bundesregierung ent- 
wickelt, um Diskriminierungen behinderter Menschen abzubau- 
en und zu beseitigen. 

Bonn, den 15. April 1997 

Petra Bläss 
Dr. Ruth Fuchs 
Heidemarie Lüth 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Der für das Jahr 1996 angekündigte Entwurf der Bundesregierung 
für ein SGB IX (Neuordnung und Vereinheitlichung des Schwer- 
behinderten- und Rehabilitationsrechts) liegt nicht vor. Auch für 
die verbleibende Zeit in der 13. Wahlperiode ist nicht mit einem 
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ausgereiften und mit den Behindertenorganisationen beratenen 
Gesetzentwurf zu rechnen. Mit der Vorlage dieses Gesetzes lehn- 
te der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung den 1995 einge- 
brachten Antrag der Gruppe der PDS für die Einsetzung einer 
Enquete-Kommission „Gleichstellung von Menschen mit Behin- 
derung" ab. Das Benachteiligungsverbot sei im Rahmen der ein- 
fachen Gesetzgebung einfacher umzusetzen. Folglich geschieht 
derzeit weder das eine - Wirken der Enquete-Kommission - noch 
das andere - die Gesetzgebung wird nicht geändert. 

Trotz der im Jahre 1994 erfolgten Ergänzung des Grundgesetzes 
um den Zusatz „Niemand darf wegen seiner Behinderung be- 
nachteiligt werden", hat sich die konkrete rechtliche Situation der 
über 6,5 Millionen Menschen mit Behinderungen nicht verbessert. 
Daraus resultiert auch für die Lebenssituation dieser Menschen 
keine Verbesserung. 

Nach wie vor ist barrierefreies Bauen nicht zwingend vorge- 
schrieben, so daß auch bei Neubauten, wie beispielsweise des 
Memminger Finanzamtes, behinderte Menschen keinen freien Zu- 
gang haben. Nach wie vor ist integrative Erziehung und Bildung 
die Ausnahme. Nach wie vor sind die Bundesbahnen sowie ein 
großer Teil des ÖPNV nur mit bedeutenden Erschwernissen für 
mobilitätsbehinderte Menschen nutzbar. 

Das Weiterbestehen sowie die Reproduktion diskriminierender 
und ausgrenzender Tatsachen und Sachstände hat eine Ursache 
in diskriminierenden Vorschriften, Bestimmungen und Formulie- 
rungen. Um diese zügig und im Zusammenhang ändern zu kön- 
nen, ist wenigstens eine Gesamtsicht erforderlich. Es ist sachge- 
recht, diese Übersicht als Grundlage für das zielgerichtete Handeln 
des Gesetzgebers im Rahmen des Vierten Berichts zur Lage der 
Behinderten und zur Entwicklung der Rehabilitation zu erarbei- 
ten. 
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